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Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des Landes—

sozielgerichts Berlin vom 280 April 1961 aufgehoben, soweit

es den Berufungen der Beklagten und der beigeladcnen Bundes—

versicherungsenstalt für Angestellte-stättgegeben hat° Die

Berufungen dieser beiden Beteiligten werden zurückgewiesen,

Die Beklagte und die beigeladene Bundesversicherungéänstalt

für Angestellte haben der Klägerin die außergerichtlichen

» Kosten des zweiten und dritten Recht$zugcs zu erstatten°

“elf V c n R e c h t_s_ w_e g.e n „"’'

f'Dic Beteiligten Streiten darüber; ob die Klägerin während
.

&

‘3der beiden ersten Jahre ihrer Ausbildung zur Kinderkrsnken— ‘

schwester in der Angestelltenversieherung (AnV) versiche—

rungspfliehtig war; . ‘

Die im Jahre 1939 geborene Klägerin wurde in der Zeit
vom‘

_1° Oktober 1957 bis zum 30„ September 1960 in der Schule

‚
für Kinderkrankenpflege am Städtischen Krankenhaus am Ma—l‘i‘

_riendorfer Weg, Abteilung Kinderkrankenhaus Neukölln, zur
Kinderkrankenschwesterausgebildet° In einerjüber ihre Auf?!

‘ nahme ahgefertigten, von ihrem gesetzlichen Vertreter un—ü„l1

terschriebenen ”Niederschrift" war festgelegt, daß für die

Ausbildung die Bestimmungen über die Aufnahmeund Ausbildung

von Lernschwestern in den städtisbhen Schulen für Kinder;

krankenpflege maßgebend seien° Nach der Niederschrift er—

' hielt die Klägerin ein monatliches Taschengeld nach den ‘

“jeweils geltenden Bestimmungen des Senats von Berlin"o_ ;

Z.g—3°"—

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


..5...

Dieses erhöhte sich von 40‚—— DM im ersten Jahr bis zum
Schluß des zweiten Jahres auf 120,—— DM monatlich und betrug

im dritten Jahr 319,—— DM monatlich. Ferner hatte die Kläge—

rin in jedem Ausbildungsjahr Anspruch'auf Urlaub; während

dieses Urlaubs erhielt sie neben dem Taschengeld einen Zu—

schuß in Höhe der Personalverpflegungssätzc. Nach den in

der Niederschrift in Bezug genommenen Bestimmungen über die

Aufnahme und Ausbildung von Lernsehwestern (Rundverfügung-

II Nr° 118/1957 des Senators für Inneres vom 5° Dezember
1957) waren der Klägerin freie Wohnung, Verpflegung und Ar—

beitskleidung zu gewähren° Außerdem war bestimmt, daß die

Lernschwestern "in einem der Berufsausbildung dienenden Be—

schäftigungsverhältnis zum Lande Berlin" stehen (vgl„ unter

B II Nr. 1 der Rundverfügung)°

Die Klägerin war zunächst Mitglied der beklagten Allgemeinen

Ortskrankenkasse (AOK), am 1. Juli 1958 trat sie der damals

neu errichteten beigeladenen Betriebskrankenkassc als Mit—{„

glied bei. Am 26. Oktober 1958 beantragte sie bei der be—

>klagten AOK festzustellen, daß sie während ihrer Tätigkeit

als Lernschwester rentenversieherungspfliehtig sei. Mit Be»

seheid vom 22„ Juni 1959 verneinte die Beklagte die Versié

eherungspfliCht in der Rentenversieherung der Angestellten,

weil Lernsehwestcrn in keinem Beschäftigungsverhältnis stün—
den, sondern als Fachsehülerinnen anzusehen seien. Die Be—

klagte brachte in diesem Bescheid zum Ausdruck, daß auch die

beigeladene Bundesversicherungsanstalt für Angestellte (BfA),

an deren Erklärungen zu Rechtsfragen von grundsätzlicher Be—

deutung sie als Einzugsstelle nach 5 121 Abs. 4 des Ange— '

stelltenversicherungsgesetzes (AVG) gebunden sei, diese An—'

sicht teile° Der Widerspruch der Klägerin wurde durch Be—

scheid vom 11. August 1959 zurückgewiesen. '
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Das Sozialgericht (SG) Berlin hat der daraufhin von der Klä-
gerin erhobenen Klage auf Feststellung, daß ihre Tätigkeit

als Lerns chwestCr der Versicherungspflieht in der AnV unter—

liege, unter Aufhebung der Bescheide der Beklagten in vollem

Umfang stattgégeben (Urteil vom 6. April 1960) Es führte ‘

im wesentlichen aus: Die Klägerin werde überwiegend prak—

tisch beschäftigt, der theoretische Unterricht trete dagegen

an Umfeng und Zeitaufwand
ganz zurück Die Lernsehwester

‚leiste dem Krankenhaus auch nutzbringende Tätigkeit; das sich

4
vom ersten Jahre an steigernde "Taschengeld" könne nur als '

‚
Entgelt für den wirtschaftlichen Nutzen angesehen werden, den

‚der Ausbildungsträger habe‚' Er spare durch die Mitarbeitiy

’ der Lernsehwestern sogar Personal ein. Die konkrete Aus—
. gestaltung der zwis chen Krankenhaus und Klägerin bestehenden_

Verhältnisse zei ge, daß die Klägerin weitgehend in den Pfle—

‚gebetrieb des Krankenhauses eingegliedert sei und pérsönlieh

und wirtschaftlich abhängige Arbeit leiste. Die Klägerin*

sei daher nach 5 2 Nr. 1 AVG in der Fassung-des Angestellten—

versicherungs—Neuregeluhgsgesetzes (AnVNG) vom 23„ Februar

1957 als Lehrling in der AnV versicherungspfliehtig.

Auf die hiergegen von der Beklagten und der beigelädenen BfA
'eingelegten Berufungén änderte das Landessozialgericht (LSG)
-Berlin das Urteil des SG Berlin sowie die Beseheide der Be—

'Aklagten dahin, daß es die Versieherungspflicht der Klägerin

_
in der AnV für das dritte Ausbildungsjahr featstellte‚ im_

Ü jübrigen aber die Klage abwies (Urteil vom 28. April 1961); '

Zur Begründung seiner Entscheidung führte es aus: Nach der
:. Neuregelung des Krankenpflegeberufes durch das Gesetz über

' die Ausübung des Berufe der Krankenschwester, des Kranken—
_pflegers und der Kinderkrankensehwester (Krankenpflegegesetz)

vom 15„ Juli 1957 (BGBl 1 716; GVBlBerlin s. 855) stehe der
Schuleharakter der Ausbildung weit mehr als früher im Vorder-

"grund‚ Da das Krankehpflegegesetz zwischen dem Lehrgang von—

-?—5 41
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grundsätzlich zwei Jahren Dauer (55 8 bis 11) und dem an—
schließenden einjährigen Praktikum (@ 12) unterscheide, sei

auch sozialvereicherungsrechtlich ein Unterschied zwischen

diesen beiden Aushildungsabschnitten zu machen. Während des

Lehrgangs werde die Lernschwester überwiegend im Sehulbétriob

ausgebildet, und zwar durch Ärzte und Unterrichtsschwestern,

die in einzeln aufgeführten Pflichtfächern einen theoreti—

schen Unterricht von insgesamt mindestens 400 Unterrichts—

stunden zu erteilen hätten, der an der Krenkenpflegesehule

im Kinderkrankenhaus Neukölln sogar etwa 500 Stunden betra—

gen habe. Der Lehrgang umfasse außerdem praktischen Unter-

richt, der von der Unterrichtssehwester, den Stationssehwe»

stern und den Ärzten im Rahmen von Demonstrationen und prak—

tischen Übungen durchgeführt werde. Diese Übungen seien so
gestaltet, daß die Lernschwestern unter Anleitung an den im

Stationsbetrieb anfallenden Arbeiten teilnähmen und die in

der Praxis notwendigen einzelnen Verrichtungen so lange aus—

übten, bis angenommen werden könne, daß sie das erforderliche

Maß an praktischen Kenntnissen erreicht haben' Zu diesem

Zwecke würden die Lernschwestern dem Stationsbereich zu—.

geteilt, wo sie sich, wenn kein theoretischer Unterricht,

keine Demonstration und keine Besichtigung angesetzt sei, re—l

gelmäßig zu bestimmten Zeiten unter ständiger Aufsicht und

Anleitung eufhielten. Alle im Stationsbereieh anfallenden _‚f5l

Arbeiten bei der Pflege, Wartung und Versorgung der Kranken

seien nur ein Teil des vom Krankenpflegegesetz vorgeschrie—

benen praktischen Unterrichts; die Lernschwestern seien jef_

‚doch in die Betriebsorganisation des Krankenhauses nicht

eingegliedert„ Die Form der Ausbildung als praktischer_'k
Unterricht zeige sich besonders deutlich darin, daß die

_
Klägerin zur Ausbildung in der Wochenpflege an.die Städtischen

Frauenklinik Neukölln und in der praktischen Pflege von in;

fektionskranken Kindern an das Städtische Kinderkrankenhaus

_ 6 ;

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


___f_5.______

hfjwi abgeordnet Werden'sei. ” Für die Zeit der _Aberdnung'
'MSei dem Krankenhaus kein ErSatz gestellt worden ‘ Sie sei '

_
also keine Arbe1t«kraft gewesen, die dem Kran?enhau«betr1eb

' zur Verfu&ung gestanden hätte; dies wäre im übrigen auch mit

idem Krankenpflegegesetz nicht vore1nbaf gewés en._ Das Land
Be'rlin h-eee dies inzwischen haushaltcna313 insofern berüék——
'siehtigt‚ _e13

vom Re'ehnungs uhr 1960 an die _Lernéehwe3_terh

nicht mehr auf 323 Pflegeper„onal angerechnet würden. Auch
‘;_dareu

, daß die K1_ägerin neben freier wehnung,' Köst und Ar—Ü.

' beitskleidung ein Teachengeld c1halten habe, könne nicht auf‚
'das Vorliegen einee _entgeltlic'hen Beschaftipunvsverheltnisse8

ge$ehlo$sen werden. Die Unterbringung in der Krankenpflege—

schule diene ailein dem'ZWeekder Ausbildung für den Beruf, '

:
der eine' „tdnd1ge Bere1t„ehaft zur Hilfe_ und Dienst am krän—

_
ken Menschen erfordCre, das Taschengeld sei keine Gégen— '

"leistung für geleistete Arbeit, sondern habe Fürsorgecharak—

”.ter.»' Die Klegcrin .sei de „halb während des schulmäßigen Lehr—_
"genge_VOn zWei _Jahrcn nicht nech '5 165 der Reichsv'ersi_che— '
__rungeordnunö (RVG) vereicherungspflichtig, sie werde viel—’

„“_mehr in einem "überwiegenden Fachschulverhaltn1 " aus gebil—
'Vdet.' DeSh'alb behalte auch die _naeh.5 22 3Abs; 2 des Kranken—
hpilegegcsetzce weiter geltende Regelung des 5 8 Abs. 3 der

"Kra nkcnpflcgeverordnung und dee_@9 A'bs. 3 der Säuglinge—
fund K1ndcrpflegeverordnung, wonach die Lérnéehwes tern vom

_"Träger_ der sehu1e auf seine Kosten ge'gen Krankheit‚und Haft—'

"pflicht zu vere„_1chern seien, ihren Sinnl" Das LSG führt fer—«
'

fuer
aus, daß im dritten Ausbildüngsgahr die tatsächlichen ;

jVerhdltnis c grun_dlegénd andere ‘seicn. 'Als- Praktikantin
'leiste die Lernsehwester

nunmehr
überwiegend praktische Ar—

_bcit, sei _in' de_n Krankenhau„bctrieb eingegliedert, unterlie«

7 ge dem WeisungsreCht eines Arbeitgebers und sei nur noch zur
g'1eilnahme an 50 Unterrichts stunden verpflichtet„_ Während

'dies es
'Jehres sei_en die Verausset2ungen der Versicherungs—i.

‘pflicht_nech @2 Abs„ 2 Mr„ 1_AVGerfüllt„_
- . . _„‚_ .: __ ..„

_ 7 _
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Das LSG hat in seinem Urteil die Revision zugelassen. Die

Klägerin hat dieses.Rechtsmittel eingelegt und beantragt,

das Urteil des Landessozialgeriehts Berlin vom

28. April 1961 abzuändern und der Klage in vol—
lem Umfang stattzugeben„

Die Klägerin rügt unriehtige Anwendung des @ 2 Nr. 1 AVG.Ü"if

Die Ausbildung einer Lernschwester könne nicht mit einer 31

Schulausbildung gleichgesetzt werden. Zwar werde der theo—‘w

retisehe Unterricht an einer Schule abgehalten, die Lern—

‚schwester leiste jedoch während des weitaus größten Teils
ihrer Ausbildungszeit durch ihre Tätigkeit am Patienten

eine für das Krankenhaus nutzbringende Arbeit° Der theo—

retische Unterricht sei mit dem Berufsschulunterrieht eines

Lehrlinge vergleichbar. Dabei betrage die Zahl der Unter—

richtsstunden in der Berufsschule sogar etwa 1000, während

für die Krankenpflegesehule nur mindestens 400 Stunden in

zwei Jahren vorgeschrieben seien. Ein Vergleich mit ähn—

lichen Berufen zeige, daß medizinischeteehnisehe Assisten—_

tinnen während ihrer zweijährigen Ausbildung jährlich min—

destens 1500 theoretische und praktische Unterrichtsstundenäxi$ä

hätten, Krankengymnastinnen während vier Semestern je 920 3'

}
Stunden, Masseure während des einjährigen Lehrgangs min—

d destens 600 theoretische und 1200 praktische Stunden. Die
Lernsohwcatern würden auch in fast allen Krankensnstalten,j_■‘**

denen eine Krankenpflegeechule angeschlossen ist, im Ver—'

hältnis 1‚: 2 oder 1 : 3 auf den Stellenplan angerechnet
‚

und damit als Arbeitskraft anerkannt° Auch aus 5 2 Nr. 7 1/1

AVG müsse gesehlos$en werden, daß LernschWestern wie die "

"Klägerin der Veréieherungspflieht in der AnV unterliegen,-f.

. zumal sie ungweifelhaft nach Abschluß der Ausbildung ver—
_"V5w

sicherungspflichtig seien..

'Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.
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'; Sie' hält das angefochtene Urteil für zutreffend. DDie bei—

_
'gc1edene B'fA sowie die bei$eled$ne Betriebskrenkenkas$e '

1 sehließen $ich dieVsemAntrag an° '

119

' Die
'Revisicn i$t begründet,

we1l die Klugerin auch in den
' ersten beiden Ausb11dungsgehren w$hrend ihrer fätigke1t als

Lernsohwéster im K1nderkrankenheu$ Neukö1ln "zu ihrer Aus»

_
bildung für den Beruf einer Ange$'tellten" béschäftig t ge—

wesen
ist (@2 Nr. 1 AVG) 'Entg$'gen der Auffassung des LSG

_
nnd im Vordergrund der Ausbildung nic'ht der in schulmäßi—

ger Form erteilte Unterricht, so'hdern_die Praktische Unter—

wei 'ung‚ die im wesentlichen eüf_ den Stationen des Kinder;
"krankenheuses durchgeführt wurde, in dessen Betrieb die
_Klägerin.in ähnlicher Weise wie ein Lehrling ausgebiVldet

und beechäVftigt wurde '

Die Klägerin
stand zum Träger di$$e$ Krankenhauses in einem

ihrer‘Au5bildung dienenden BesChäftigungsverhältnis, auf
Grund dessen sie inV nic_ht une1heblichem Umfang zur Arbeits—'

-lei'stung verpflichtet war._ Dies'ergibt_ sich daraus, daß
sie sich', wenn kein the oreti scher Unterricht $tettfand und

keine Demonstret'ionen oder Besiehtigungen angesetzt
waren,

täglich acht thunden im Stet10nnbere10h des Krankenhauses

' aufzuhalten hatte und dort unter 'ständiger Anleitung und

'-Aufsicht t$t1g War'. Die Eingliederung 1n‘de■ Betrieb des
Städtie chen KindeVrkrenkenhauses N

.
wurde durch ihre

vorubergehende B'ESchäftigung in der. Städtischen Frauenklinik

N und im Städtischen Kinderk1enkenheus w
_

nicht
aufgehoben° 'Auch ein_ Lehrling wird gelegentlich

in ver—.
schiedenen Betrieben se'inee Ar'beitgebers beschäftigt, um‘

alle wesentlichen Zweige seiner späteren Berufstätigkeit

_
g'_
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kennenzulernen° Daß für die Klägerin in dieser Zeit dem

Kinderkrankenhaus Neukölln kein Ersatz gestellt wurde, kann

mit Rücksicht darauf, daß für beide Teile der Ausbildungs—

zweck im Vordergrund zu stehen hatte, nicht entscheidend

sein° Ebenso widerspricht die Tatsache ihrer Zugehörigkeit

zur "Kinderkrankenpflegeschule" des Städtischen Kranken—
' hauses nicht ihrer Eingliederung in den Betrieb des Kranken-
f hauses‚ zumal die Schule dem Gesamtbetrieb des Krankenhau—

‘ses angegliedert war.

Die Vorschriften des Krankenpflegegesetzes v0m'15. Juli 1957

(BGBl I 716) stehen der Annahme eines der Ausbildung die—_
menden Beschäftigungsverhältnisses nicht entgegen° Nach.

dem Krankenpflegegesetz setzt die Erlaubnis zur Führung der

Berufsbezeichnung "Krankenschwester" oder "Kinderkranken— >

Schwester" die Teilnahme an einem zweijährigen Lehrgang in
V

einer Krankenpflege— oder Kinderkrankenpflegeschule (55 69

8 bis 11 des Gesetzes), das Bestehen der Prüfung (5 13)

und die Ableistung einer einjährigen praktischen Tätigkeit

(@ 12) voraus. Die Lehrgänge umfassen theoretischen und
*praktisehen Unterricht. Der theoretische Unterricht be—

trägt nach 5 11 Abs° 3 Satz 2 des Krankehpflegegesetzes
während des zweijährigen Lehrgangs mindestens 400 Unter—

richtsstunden° Über den “praktischen Unterricht" schreibt
das Krankenpflegegesetz nur vor,

daß
er von einer Kranken—

isehwester (einem Krankenpfleger) oder einer Kinderkranken—

schwester erteilt wird (@ 11 Abs„ 3 Satz 3 des Gesetzes)°

Bei der im Verhältnis zur gesamten Ausbildungszeit geringe
fügigen Zahl von theoretischen Unterrichtsstunden (bei ins—

gesamt 500 Stunden — wie im vorliegenden Fall — entfallen

während der ersten beiden Ausbildungsjahre auf die Woche

im Durchschnitt nur etwa 5 Stunden) wird man von einer

'schulmäßigen praktischen Ausbildung der Lernschwester nur'

dann sprechen können, wenn der praktische Unterricht eben—

..10..
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falls im wésentlichcn in Forh'einer'schulischenvünterWeié
_„

sung und Belehrung durchgeführt wird. Dice dürfte ZB der-
__Fall 'sein bei der Ausbil7dung— der medizinisch— technischen '__7

As„1„tentinnen für die innerhalb eines zw0131hr15en Lehr— f

"ga ngs 750 Stunden 'theoretischer und 2250 Stunden prakti—-“"

.scher» unterr1cht '(5 1 der Au„bildungs— und Prüfungsordnung

„für méd1zin1sch— technische ASS1stentinhéh vom 7. Dezember ‚9
196o, BGBl I 874) und bc1_der Ausbildung der Krankengym—

”naSt1hhön, für 'die 1n jedem_ der vier Semester des Zwei—
'3ahrigen Lehrgangs 920 Stunden theoretischer und prakt13bher

'Unterr1cht vorgesohrieben sind' (Anlägc »1 zu '5 1 Abs 2 de'r' f
1 Aus bildung„— und Prufung„ordnung für Kränkcngymnest1nncn

fvom 7. Dezember 1960, BGBI I 885)
.

Die Klägerin War aber,
'wie' sich' au'e_ den Festntcllungen dee Berufung$gerights er—

' gibt, in gleicher Weise wi'e die übrigen Lérneehwestern zum "
'_Zveckc des -"prekt1bbhen Unterrichts" dem _Stat1öhsbereich

'_dee nrankcnhau„c„ zugeteilt, um dort an _prektischen Übun—

flgen und Demonstrationen te1lzunehmen° Diese praktischen ___v_Übungen' wurden_
so

gestaltet,» deß die
LernechweStcrn unter

'Anlc1tung eh den im Stetionsbereieh anfallenden Arbe_iteh
' teilnehmen und in 'd1esem Rahmen die einzelnen Vorrichtungen

qso lange praktisch übte h, bis engenbmmen werden k onnte,_ daß

[sie die erforderliche Fertigkeit beim Vérrichten solcher
_füArbeitcn erreicht hatten„‘ Wenn die Klägerin, wie oben der—'

' gelegt sieh im Station„bereich 'des Krankenhaus es täglich

.etwa acht Stunden aufzuhelten hatte und dort unter Aufsicht

'der Unterrichte— Oder der Stetionssehwester tätig war, so___
liegt es auf der Hand, daß es sich bei dieser Tätigkeit, die

“einer regelma81gen Arbeitszeit von wochentl1ch 48 Stunden
Üentspricht;‘

nur zum geri'ngen Teil um die Teilnahme an einem
"praktischcn Unterricht im wesentlichen vielmehr um die.
'pruktische Anwendung der im Unterricht und durch Anweisungen

‘ferlcrnten Kehhtni$se 'gehendelt h_at ' Es geht nicht an, bei

1— 11_-
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dieser Gestaltung der praktischen Tätigkeit von einem Fach—

schulunterricht zu sprechen° Kennzeichnend für die Tätig—
keit der Klägerin ist, daß sie während ihrer regelmäßig

etwa achtstündigen Anwesenheit auf der Station dert die

typischen Pflegevorriehtungen (Baden und Betten der Kranken,

Feststellung der Körpertemperatur, Austragen des Essens

und Betreuung hilfsbcdürftiger Patienten beim Essen und

anderen Verrichtungcn, Ausführung ärztlicher Anordnungen

wie Ausgabe von Medizin, Anlegen von Umschlägen usw,) ent—

sprechend den Weisungen der Stationsschwester zu verrich—

ten hatte, und zwar nicht nur vorübergehend, um diese Ver—

riehtungen zu erlernen, sondern während der gesamten Aus—

bildungszeit. Die Klägerin ist somit während ihrer An—

wesenheit auf der Krenkenstaticn ähnlich einem Lehrling

ausgebildet werden und hat unter Verwendung der ihr ver—
mittelten Kenntnisse und Fertigkeiten für das Krankenhaus

auch Arbeiten von wirtschaftlichem Wert geleistet, was bei

der Tätigkeit eines Fachschülers regelmäßig nicht zutrifft„ .K

Daß die Klägerin ihre Tätigkeit auf der Station im Rahmen .

eines auch im Interesse des Krankenhausträgers liegenden

Beschäftigungsvcrhältnisses ausgeübt hat, ist auch daraus
zu schließen, daß sie neben freier Wohnung, Kost und Ar—

beitskleidung ein der Lehrlingsvergütung vergleichbares

Taschengeld von zunächst 40,—— DM monatlich erhalten hat,-

das bis zum Ende des zweiten Ausbildungsjahres auf 120,—- DM'jÜ

anstieg, und daß ihr für den in jedem Ausbildungsjahr zu— '

stehenden Urlaub neben dem Taschengeld ein ZuSchuß in Höhe
der Personalverpflegungssätzc gewährt wurdea

Nach der bis zum Ende des Rechnungsjahres 1959 für die Ber—

liner Krankenanstalten geltenden Regelung wurden die Lern—

schwestern in einem bestimmten Verhältnis auch auf das

Pflegepersonal angerechnet, In_dicsc Zeit fallen die er—

sten beiden Ausbildungsjahre der Klägerin, Es bedarf daher

.g_ 12 _.
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_
keiner

Entsehe'idung'‚_
eb der

Wegfall der
Anrechnung als

wesentliches Indiz dafür angese'hen werden kann, daß die
'Lerns c*chweetefn nunmehr nicht mehr zur Entlastung des erie_—„'l
:gepersenals beitragen.‘ Entscheidend ist jedenfalls, daß '

_die Klägerin
— was sich schon aus der Verpflichtung zur '

"täglich
ebhtstündigen Anwesenheit auf der Krankenstatien

_fwergibt
—in den Betrieb des Krankenhauses eingegliedert war‘*

' und deß sie dort zu ihrer Ausbildung für den Berü£ einer
_'K1nderkrankensehwéeter nicht nur' nach der Art einer Daph—
_'schülerin _tätig gewesen ist, sondern daß s1e Während der

_
Tätigkeit auf der Kra_hkenst'etion im wes entliChen praktische'

„Arbeit nach Weisung der Stationssehwester geleistet hät„_“

Diese_ Art der Ausbildung kann aber ni_eht als Ausbildung

_'im RahmeÜn'eines Schulverhältnisses en'g_esehen werden° _Die'

_
praktische Arbei_t der Klägerin diente zwar —

ähnlic'h wie

be.i einem Le hrling
— ihrer Ausbildung, sie war aber z'u—

* glei-ch Arbe1tsle1stung im Rahmen eines Be„chaftigungsver—'

hältni_s
ses° " ' “ ’

_Der Senat schließt sich bei dieser Beurteilung im wesent—' }
'lichen der Entsche_idung dee Bundesarbeitegerichts vom 29

* Oktober 1957 (BAG 5 32) an, die 'zu dem vor Inkrafttreten
_"des Kra'nkenpflegegese't20svom 15 Juli 1957 geltenden Recht f

[ ergangen ist.
1

Auch die dem Ausb11dungsverhaltn1s der Klä—
.'gerin zugrunde]1egenden "Ausbildungsbcdingungen" (Rund—

verfügung II Nr. -__118/1957des Senatore für Inneres vom 5

—
Dezember 1957) gehen von dem Bestehen eine's‘_"der Berufs—

'_ausbildung_dienenden' Beschaft1gungsvarhaltn1e„es" aus Zwar
' st die Rechtseuffassung der an demVertrags°verhältnis Be—'
teiligten

für die Beurteilung der So21alversicnerungopflicht

n icht entscheidend. Die oben dargélegten Objektiven Merk—
'.mele lassen aber deutlich erkennen, daß d_ie Klägerin im Hin—

_'blick auf die von ih_r 'in dem Kinderkrankenheus au$geübtc
_Tätigkcit in einem der Berufsausbildung dienenden abhängi—

gen Beschaft1gungsverhaltn1s 1.8 des 5 2 Nr„ 1 AVG ge—
stenden _hat

‚
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Die Vorschrift des @ 22 Abs° 2 des Krankenpflegegesetzes,
wonach bis Zu einer anderweitigen gesetzlichen Regelung

@ 8 Abs° 3 der Krankenpflegeverordnung (vom 28, September
1938 — RGBl I 1310 — idF vom 8. Dezember 1942 — BGBl I 678)

und 5 9 Abs. 3 der Säuglings— und Kinderpflegeverordnung
(vom 15, November 1939 —BGBl I 2239 — idF der VO vom
19. Juni 1940 — BGBl I 941) weiterhin Anwendung finden,

steht der Annahme, daß eine Lernschwester zum Träger des

Krankenhauses in einem der Versicherungspflicht unterlie—

genden abhängigen Beschäftigungsverhältnis stehen kann,
_nicht entgegen. Nach den genannten Bestimmungen sind die "

Lernschwestern vom Träger der Schule auf seine Kosten gegen

Krankheit und Haftpflicht zu versichern, und zwar muß die '

Versicherung gegen Krankheit bei dem vom Reichsarbeitsmi—

nister nach @ 363a Abs° 3 EVO bezeichneten Träger der ge—

setzlichen Krankcnversicherung erfolgen; diese Verpflich—

tung besteht nicht, wenn den Lernschwestern gegen den Trä—

ger der Schule ein Anspruch mindestens auf Krankenpflege

in Höhe und Dauer der Regelleistungcn der Krankenkassen ge—‘

währleistet ist° Diese Bestimmungen gehen offenbar davon '

aus, daß die Lernschwestern zu den Trägern der Schule grund—

sätzlich in keinem abhängigen Beschäftigungsverhältnis ste—

hen, daß sie vielmehr ihre theoretische und praktische Aus—
„

bildung in einem echten Schulverhältnis erhalten, ohne in denjf'

Betrieb eines Krankenhauses voll eingegliedert und dort zur
91

ständigen Arbeitsleistung verpflichtet zu sein° Sie berück—H'.

sichtigcn ferner, daß Mitglieder geistlicher Genossenschafé

ten, Diakonisscn, Schwestern vom Deutschen Roten Kreuz, Schul-r.

schwestern und ähnliche Personen, die sich aus überwiegend
.

„‘9

religiösen oder sittlichon Beweggründenmit Krankenpflege be—Jf‚

fassen, unter bestimmten Voraussetzungen nach 5 172 Nr° 6 l,

(früher Nr° 4) EVO versicherungsfrei sind, und stellen den ”'

Krankenversicherunésschutz der zu diesem Kreis gehörenden

-149—2
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_
Lerns 'chwestern sieher„ @ 2

Nr.
7 AVG idF des AnVNG (: 5 1227

"'.Abe„ '? Nr. 5 RVGh?) regelt nunmehr die Renten?er„lcherungs—z“"
">pflieht dieser. überwiegend aus religigsen oder .sittlichen Bee

__wegérühdcn tätigen Personen, die grundsätzlich in keinem ah—_

_
hängigen Beschaft1gungsverhaltn13 stehen (Vgl BAG 2, 289;

' 'Nikiech "zur rechtlichen Stellung der Röte—Kreuz'— schwe3tern" ';

in Festschrift für Hueck Zum 7o‚.Geburtetag S'. 1 ff)' Diese'f

_';Vors'chrift' dehnt damit gegenüber der früheren Redhtolage‚ die
_j.)sich aus 5 172Nr 6 EVO1 V m 51 AVG(beide id]? der Ersten

_
'Vere1nfachungsVo vom 17 März '1945) ergab, für zeiten der Aus—

'bildung und unter beet1mmtenVorausse'tzungen' 'auch nach der '
'Ä'Ausb11dung d'ie Hentenvers1oherung„pfl1cht auf_ Personen aus,

_'die 'als1Jitglieder' geistlicher GenossenSCheften und ähnlicher
Gemeinschaften grundsätzlich nicht zum Kreise' der Arhe1t— f”'

; nehmer gehören (vgl. Breckmähh,
Handb° der Soz1alvcr°1cherung '

_
“Stand September 1963, Bd II S 619, 746 b,‘ J3ntz'——Zweng‚

;_‘Das' neue Recht der 1entenverszcherung de'r Arbeiter und der '_
‚_ Angestellten, @1227_ RVG Anm. IV, @ 2 AVG Anm. IV) Aus dieé“

_
ser Regelung k'ann eher' nicht geschlossen werden, daß Lern; _ _\

N'schx:ester'n, die —
wie die Klägerin

—während' ihrer Ausbildung „
';ebhengige Arbeit leiSten_‚ entgegen der Vorschrift des @2 Nr„„

"31 AVG n1cht der Vereicherungsoflicht in der AnV unterliegen

,
Die' Ver°1cherungsfreiheit der infolge ihrer

Eingliederung
in

_“'dc'n‚ Krankenhauebetr1eb abhängig beschäftigten Lernsohwestern '

"'kann' auch nicht aus 5 4- Abs° 1 Nr 4 AVGgeschlossen werden
)1Dics

°C
Vorschrift bezieht sich auf Personen, die während der_

P'Dauer' ihres Hochs Chul— oder Fachechuls 'tudiums- -eiher entgelt—

j; lichen Be's ehäftigung' nachgehen„ Sie erfaßt Vernehmlich "Werk«'

' etudentc'n" oder Schüler von Fachschulen, also Personen, die'

.f_nében ihrem studium oder ihrer theoret1„ chen oder fachlichen

" Ausb1ldUng auf einer Pec'hschule- -einer Beschäftigung nachgehen,
' die im allgemeinen von vorübergehender Dauer ist und den Be—

;
sChäftigtch während des Studiums oder Fachsehulbesuche regelw_

'-mäßig nicht voll 'i'n Anspruch nimmt'.
.Eine_ Tätigkeit, die au£

"' 15 "
°1"
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' mehrere'äahrchinausdie v011eArbeitskraft beansprucht'
und die nach ihrer tatsächlichen Gestaltung im Rahmen
eines der Berufsausbildung dienenden Beschäftigungsver—

hältnisses ausgeübt wird, kann aber nicht als eine nebenf

dem Fachschulbesuch ausgeübte,‚Versicherungsfreiheit be—

wirkende Beschäftigung i.s° des 5 4 Abs° 1 Nr. 4 AVG an—

gesehen werden} inner Entscheidung, ob die einem Kran—'
kenhaus ahgegliedertc Krankenpflegeschule überhaupt als

?achschulc i.s. dieser Vorschrift anzusehen ist, bedarf

es daher nichtl.ii ‘ ‘ " “

De die Klägerin auch während der ersten beiden Ausbil— nV

dungejähre nach 5 2 Nr. 1 AVGversicherungspflichtig geé'

wcsen ist, muß das angefochtene Urteil, soweit es den]

Berufungen der beklagten AOK und der beigeladenen BfA

stattgegeben hat, aufgehoben werden. Zugleich sind die.

Berufungen dieser beiden Beteiligten als unbegründet‚2u-n

rückzuweisen°

Die K08tenentscheidung beruht auf @ 193 SGG‚“'
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